Gefeg:-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 21. 


(Nr. 2461.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Juni 1844. in Bezug auf die unter dem⸗ 
ſelben Dato erlaſſene Verordnung über das Verfahren in Eheſachen. 


fe‘ 

Ich habe auf das Gutachten des Staatsraths die beifolgende, aus dem frü- 
heren Geſetzentwurfe uͤber die Eheſcheidungen ausgeſonderte Verordnung uͤber 
das Verfahren in Eheſachen vollzogen, da Meiner urſpruͤnglichen Abſicht gemaͤß 
die Verbeſſerung des Verfahrens den Abaͤnderungen der Eheſcheidungsgruͤnde 
und der rechtlichen Folgen der Eheſcheidung vorangehen ſoll. Ueber dieſe Ab⸗ 
änderungen will Ich zu feiner Zeit noch das Gutachten der Staͤnde vernehmen. 
Zur gruͤndlichen Vorbereitung des hierüber zu erlaſſenden Geſetzes ſollen die Er⸗ 
fahrungen der Gerichte uͤber die Erfolge des verbeſſerten Verfahrens in Ehe⸗ 
ſachen geſammelt und Mir von Zeit zu Zeit durch den Juſtizminiſter eingereicht 
werden. Ich werde nicht nur die geſammelten Reſultate den Landtagen vor⸗ 
legen laſſen, ſondern habe auch beſchloſſen, daß der vollſtaͤndige, die Eheſchei⸗ 
dungsgruͤnde und die rechtlichen Folgen der Eheſcheidung umfaſſende Geſetzent⸗ 
wurf mit den nach den Ergebniſſen der Berathungen des Staatsraths abge⸗ 
faßten Motiven zur Publizitaͤt gebracht werde. Sie, die Juſtizminiſter Muͤhler 
und von Savigny, haben zu dem Ende das Erforderliche in Ihren Reſſorts 
zu veranlaſſen. Dieſer Mein Befehl iſt mit der gegenwaͤrtigen Verordnung 
durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 28. Juni 1844. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 9. Juli 1844.) 
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(Nr. 2462.) Verordnung über das Verfahren in Eheſachen. Vom 28. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Da die beſtehenden Vorſchriften uͤber das Verfahren in Eheſachen zu 
einer wuͤrdigen und zweckmaͤßigen Behandlung derſelben ſich als unzureichend 
erwieſen haben, ſo verordnen Wir auf Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, fuͤr diejenigen Landes⸗ 
theile, in denen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung 
gelten, was folgt: 

Sat 
A. Verfah- In allen Prozeſſen, welche die Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit 
— einer Ehe zum Gegenſtande haben, ſoll die Gerichtsbarkeit kuͤnftig den Oberge⸗ 
I. Gerichte für richten zuſtehen. Die in den 88. 37. und 288. des Anhangs zur Allgemeinen 
Cheſachen. Gerichtsordnung dem perſoͤnlichen Richter des Ehemanns uͤberwieſene Gerichts⸗ 
— barkeit in den vorgenannten Prozeſſen wird hierdurch wieder aufgehoben. 
u. e $. 2. 
1 a Die Appellation von einem Ober⸗Landesgerichte an ein Kollegium, wel⸗ 
2 4.04.» , ches an einem anderen Orte feinen Sitz hat, findet in den im S. 1. bezeichneten 
Sachen nicht ferner Statt. 
In denjenigen Ober⸗Landesgerichten, in welchen ein zweiter Senat nicht 
befteht, ſoll ein ſolcher für dieſe Appellationen eingerichtet werden. 


§. 3. 
In jeder für Sachen der im . 1. bezeichneten Art beſtimmten Gerichts⸗ 
Sitzung muͤſſen in erſter Inſtanz wenigſtens fuͤnf, in zweiter wenigſtens ſieben 
1 Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, anweſend ſeyn. 
ae e Zr §. 4. 
welcher in den Prozeſſen wegen Scheidung, Ungültigfeit oder Nichtigkeit einer 
ER „ehe, durch alle Inſtanzen das öffentliche Intereſſe wahrzunehmen hat. Der⸗ 
1 SR felbe darf nicht Mitglied der Gerichte, vor welchen er aufzutreten hat, und nicht 
1 Juſtizkommiſſarius ſeyn. 
rat, $. 5» 
3 Der Staatsanwalt iſt verpflichtet, nichtige Ehen, die durch den Richter 
5 oder 


4. , g . 
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oder ſonſt zu ſeiner Kenntniß kommen (88. 950. 951. Tit. 1. Th. II. A. L. R.) 
anzufechten. 
§. 6. 

In allen anderen in dem 8. 1. bezeichneten Prozeſſen iſt der Staats⸗ 

Anwalt zu den vorkommenden Verhandlungen von Amtswegen zuzuziehen. 
8. 7. 

Er iſt in ſolchen Prozeſſen (S. 6.) zu allen Erklaͤrungen und Anträgen, 
welche ſich auf die Aufrechthaltung der Ehe beziehen, jedoch nicht zur Einlegung 
von Rechtsmitteln, ermaͤchtigt. 

§. 8. 

Wenn nach dem Ermeſſen des Staatsanwalts Rechte oder Intereſſen 
der Kinder in dem Eheprozeſſe wahrzunehmen ſind, ſo hat er die Beſtellung 
eines Kurators derſelben bei dem Vormundſchaftsgerichte zu beantragen. 

Bis das Vormundſchaftsgericht dem Antrage ſtattgegeben hat, liegt dem 
Staatsanwalte ſelbſt die Wahrnehmung dieſer Rechte und Intereſſen ob. 


$. 9. 
Bei allen gerichtlichen Verhandlungen in Eheſachen iſt ein verpflichteter 
Protokollfuͤhrer zuzuziehen. 
8 §. 10. 
Die Eheſcheidungsklage kann erſt dann angenommen werden, wenn durch IT. Saßneder⸗ 
ein Atteſt des kompetenten Geiſtlichen nachgewieſen wird, daß er auf die Anzeige € ace dung. 
des Ehegatten, welcher die Scheidung beabſichtigt, die Suͤhne verſucht hat, die⸗ ä 
fer Verſuch aber fruchtlos geblieben ift e 
§. 11. AA. ae; 
Beide Theile ſind verbunden, ſich zu dieſem Suͤhneverſuch vor dem 4 9 
Geiſtlichen zu geftellen. Noͤthigenfalls iſt der verklagte Theil dazu durch ſeinen 
perſoͤnlichen Richter anzuhalten. Das Ausbleiben des klagenden Theils wird 
als Zuruͤcknahme ſeiner Anzeige betrachtet. 
$. 12. 
Bei gemiſchten Ehen iſt jeder Theil nur vor dem Geiſtlichen ſeiner Kon⸗ 
feffion zu erſcheinen verbunden. 


Das Atteſt (S. 10.) wird in dieſem Falle von dem Geiſtlichen jeder Kon⸗ 
feſſion beſonders ausgeſtellt. 


$. 13. 


Das Atteſt muß ertheilt werden, wenn ſeit der an den Geiſtlichen zuerſt 
(Nr. 2462.) 29* er⸗ 
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ergangenen Anzeige (S. 10.) vier Monate verfloffen find, ohne daß die verſuchte 
Suͤhne zu Stande gekommen iſt. 
§. 14. 
Bei Suͤhneverſuchen zwiſchen juͤdiſchen Eheleuten vertritt ein Rabbiner 
die Stelle des Geiſtlichen. 
$. 15. 
Wenn der verklagte Theil edictaliter vorzuladen iſt, ſo bedarf es keines 
der Klage vorhergehenden Suͤhneverſuchs. 


f §. 16. 
2 Die auf Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit der Ehe gerichtete 
y Erde In Klage iſt dem verklagten Theile und dem Staatsanwalte mitzutheilen. Zugleich 
ſtanz. iſt ein Termin vor einem Deputirten des Gerichts, zu deren Beantwortung 
durch den verklagten Theil, anzuſetzen. Derſelbe hat die Wahl, ſtatt in dieſem 
Termine zu erſcheinen, vor oder in demſelben eine Klagebeantwortung einzureichen. 
Von der Klagebeantwortung erhaͤlt der klagende Theil und der Staats⸗ 

anwalt Abſchrift. 

$. 17. 

Die Klage und deren Beantwortung muß zum gerichtlichen Protokoll 
erklärt werden, oder, wenn ſie ſchriftlich eingereicht wird, und die Partei nicht 
ſelbſt zum Richteramte befähigt iſt, von einem Juſtizkommiſſarius abgefaßt ſeyn. 


8. 18. 
Wird eine Widerklage angebracht, fo find auf dieſelbe die in den SS. 16. 
und 17. gegebenen Vorſchriften anzuwenden. 


§. 19. 
Verhandlung Iſt die Beantwortung (SS. 16 — 18.) eingegangen oder der dazu be⸗ 
der Sache. ſtimmte Termin verſaͤumt worden, fo hat das Ehegericht zunaͤchſt zu prüfen, ob 
nach den Umſtaͤnden zu erwarten iſt, daß die Parteien freiwillig vor dem Kol— 
legium perſoͤnlich erſcheinen werden. 


$. 20. 

Die Parteien Eönnen zu dieſem perſoͤnlichen Erſcheinen nur dann wider 
ihren Willen angehalten werden, wenn das Ehegericht ſolches zur Erforſchung 
der Wahrheit fuͤr erforderlich erachtet, oder begruͤndete Hoffnung vorhanden iſt, 
daß dadurch die Ausſoͤhnung der Parteien werde bewirkt werden. Jedoch find 
ſelbſt in dieſen Faͤllen ſolche Parteien davon zu befreien, welchen das Erſcheinen 
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vor dem Kollegium wegen Krankheit, Armuth, Entfernung, Dienſtverhaͤltniſſen 
oder aus aͤhnlichen Gruͤnden nach richterlichem Ermeſſen nicht anzuſinnen iſt. 


§. 21. 

Iſt das freiwillige Erſcheinen beider Parteien vor dem Kollegium zu er⸗ 
warten, oder koͤnnen beide nach §. 20. dazu angehalten werden, fo ergeht fofort 
an dieſelben und an den Staatsanwalt die Ladung zur Verhandlung der Sache 
vor dem Kollegium. 

$. 22 

Iſt nur der eine Theil perſoͤnlich zu erſcheinen verhindert, ſo kann, wenn 
die im S. 20. angegebenen Zwecke des perſoͤnlichen Erſcheinens vor dem Kolle⸗ 
gium durch Vorforderung des andern Theils zu erreichen ſind, auch dieſer allein 
dazu angehalten werden. 

$. 23. 

Wenn beide Parteien oder auch eine derſelben weder freiwillig vor dem 
Kollegium erſcheinen, noch dazu angehalten werden koͤnnen, fo find zuvoͤrderſt 
die Erklaͤrungen ſolcher Parteien durch einen Kommiſſarius oder durch Requi⸗ 
ſition eines andern Gerichts aufzunehmen. 


§. 24. 

Vertretung der Parteien durch Bevollmaͤchtigte findet bei dieſer Verneh⸗ 
mung (S. 23.) nicht Statt, ſondern es haben ſich nöthigenfalls die Gerichtsper⸗ 
ſonen zu ihnen zu begeben. 

§. 25. 

In den Fällen des S. 23. ergeht die Ladung zur Verhandlung vor dem 
Kollegium ($. 21.) erſt dann, wenn die vor dem Kommiſſarius oder dem requi⸗ 
rirten Gericht abgegebenen Erklaͤrungen eingegangen und vollſtaͤndig befunden 
worden find. Bei dieſer Verhandlung koͤnnen diejenigen Parteien, deren per⸗ 
ſoͤnliches Erſcheinen vor dem Kollegium nach SS. 20. und 22. nicht verordnet 
wird, durch Bevollmaͤchtigte oder zugeordnete Aſſiſtenten ſich vertreten laſſen. 

$. 26. 

Die Verhandlung vor dem Kollegium (S. 21.) geſchieht in der Regel 
vor denſelben Mitgliedern, welche in der Sache zu erkennen haben. Sie be⸗ 
ginnt mit dem Vortrage des weſentlichen Inhalts der Akten durch ein Mitglied 
des Kollegiums. 

$. 27. 
Demnaͤchſt ſind die Parteien oder deren Bevollmaͤchtigte und der Staats⸗ 
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anwalt mit ihren Erklärungen und Anträgen zu hören. Dieſelben haben in die⸗ 
ſem Termine auch ihre Rechtsausfuͤhrungen muͤndlich vorzutragen. 


§. 28. 
Der Vorſitzende hat die Verhandlung zu leiten; es iſt aber auch jedes 
Mitglied des Gerichts durch den Vorſitzenden oder mit deſſen Genehmigung 
Fragen zu ftellen berechtigt. 
. 29. 
Baum at Der weſentliche Inhalt der dünn und diejenigen Erklaͤrungen, 
— ——eéderen Aufzeichnung von einer Partei oder deren Bevollmächtigten oder von dem 
1 Staatsanwalte beſonders beantragt wird, ſind zu Protokoll zu nehmen. 
e. $. 30. 


an Tach, CH. 
e er — . Nach dem Schluſſe der Verhandlung hat das Gericht, wenn die Sache 
2.5 — ſpruchreif iſt, zu erkennen, ſonſt aber das zur Fortſetzung derſelben Erforderliche 
, ger zu beſchließen. Das Erkenntniß oder der Beſchluß iſt ſofort bekannt zu machen. 

—— Es ſteht dem Gerichte aber auch frei, die Entſcheidung zu einer weitern Bera— 
1 thung auszuſetzen. 

In welchen Faͤllen die Publikation des Erkenntniſſes auszuſetzen iſt, be⸗ 
3 der §. 70. 

$. 31. 

Auf gleiche Weiſe (88. 26 — 30.) iſt in den etwa noͤthigen ferneren Ter⸗ 
minen zur Fortſetzung und zum Schluß der Verhandlung, beſonders nach einer 
ſtattgefundenen Beweisaufnahme zu verfahren. 


$. 32. 

Die Parteien koͤnnen in jeder Lage des Prozeſſes zum perſoͤnlichen Er 
ſcheinen vor dem Ehegerichte angehalten werden, ſoweit ſolches nach §. 20. zu 
laͤſſig iſt. 

$. 33. 


Sie ſind berechtigt, vor dem Kollegium und vor dem Kommiſſarius 
($. 23.) ſich der Huͤlfe von Rechtsbeiſtaͤnden zu bedienen. 


$. 34. 

Erſcheint der klagende Theil in einem vor dem Ehegerichte oder vor dem 
Kommiſſarius anberaumten Termin weder perſoͤnlich, noch in den Faͤllen, wo 
ſolches zulaͤſſig ift, durch einen Bevollmaͤchtigten, oder trägt er ausdruͤcklich auf 
Siſtirung des Prozeſſes an, ſo wird die Sache nur dann fortgeſetzt, wenn die 
Antraͤge des verklagten Theils ſolches noͤthig machen, oder der klagende Theil 
die Wiederaufnahme des Prozeſſes nachſucht. 


7 
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$. 35. 
Der Beweis ift unter Zuziehung des Staatsanwalts in der Regel vor Beweisauf⸗ 
dem verſammelten Ehegerichte, und nur, wenn dies aus beſondern Gruͤnden, * 
z. B. wegen Entfernung der Zeugen, nach richterlichem Befinden nicht ange⸗ 
meſſen iſt, durch Kommiſſarien oder durch Requiſition aufzunehmen. 
§. 36. 
Das Ehegericht hat zu dem Termine der Verhandlung zur Sache 
(88. 21. und ff) auch die Zeugen vorladen zu laſſen, wenn es die Sache durch 
die Klage und deren Beantwortung, oder im Falle des 8. 23. durch die Er⸗ 
klaͤrungen der Parteien dazu hinlaͤnglich vorbereitet findet. 


$. 37. 
Die Parteien koͤnnen der Beweisaufnahme, insbeſondere den Zeugenver⸗ 
hören, durch Bevollmaͤchtigte, und, fofern das Gericht kein Bedenken dabei fin⸗ 
det, perſoͤnlich beiwohnen. 
6. 38. 
Gerichtliche Suͤhneverſuche kann das Ehegericht in Eheſcheidungsſachen, Gerichtliche 
fo oft es ſolche angemeſſen findet, vor ſich ſelbſt, wenn dies nach S. 20. zulaͤſſig 8 
iſt, oder durch Kommiſſarien, insbeſondere durch den perſoͤnlichen Richter der 
Ehegatten, mit oder ohne Zuziehung von Geiſtlichen, vornehmen. 


$. 39. 

In Ermangelung eines nach pofitiven Beweisregeln vollſtaͤndig gefuͤhrten Grundsätze 
Beweiſes hat das Ehegericht nach ſeiner, aus dem ganzen Inbegriff der Ver⸗ wis Dt. 
handlungen und Beweiſe geſchoͤpften Ueberzeugung zu beurtheilen, ob und in 
wieweit der fuͤr die Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit der Ehe angegebene 
Grund bewieſen iſt. 

$. 40. . 

Durch Zugeſtaͤndniß, es mag in dem Prozeſſe oder vorher erklaͤrt ſeyn 
kann der Grund der Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit der Ehe nur in 
ſofern bewieſen werden, als daſſelbe geeignet iſt, dem Ehegerichte die Ueberzeu⸗ 
gung von der Wahrheit der zugeſtandenen Thatſache zu verſchaffen. 


§. 41. 

Der nothwendige Eid findet, ſoweit er nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſaͤtzen zulaͤſſig iſt, auch über Thatſachen ſtatt, welche den Grund der Scheidung, 
Ungültigfeit oder Nichtigkeit der Ehe darthun ſollen, jedoch nur, wenn über 7 
dieſe Thatſache demjenigen, welcher den Eid zu lasen dat, en ans 
eigener Wiſſenſchaft bekannt ſeyn muß. 

(Nr. 2462.) §. 42. 
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Ir: / 9897-99 Aue, Jede Partei kann zur Führung dieſes Beweiſes (S. 41.) Anträge auf 
4 deer seit einen von ihr oder dem Gegner zu leiftenden Eid in der Klage oder im Laufe 
| 


rise ge des Prozeſſes machen; das Ehegericht hat aber, ohne an ſolche Anträge oder 

an das Erbieten des Gegners zum Eide gebunden zu ſeyn, nach Maaßgabe des 

ige, 10 8. 41. darüber zu erkennen, und die Ableiſtung darf erſt, wenn rechtskraͤftig 

- e. ri darauf erkannt iſt, erfolgen. 

ee eee. $. 43. 

I arg 7 Mit einer weiteren, als der im S. 42. vorgeſchriebenen Wirkung, iſt der 

ebe eee, Antrag auf einen abzuleiſtenden Eid, mithin auch die Eideszuſchiebung, zum Ber 

leger emen weiſe des Grundes der Scheidungs-, Unguͤltigkeits⸗ oder Nichtigkeitsklage nicht 

N Ze eee me — 4 zulaͤſſig. 

ee eee nat b. 44. 

ieee, Im Falle der Kontumaz des verklagten Theils iſt anzunehmen, daß er 

e eee, dme diejenigen Thatſachen beſtreite und diejenigen Urkunden nicht anerkenne, welche 

e age zum Beweiſe des Grundes der Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit der Ehe 

e en en He dienen ſollen. 

| Ga Aut e nut 8. 45. 

Eee. Das Ehegericht iſt aber befugt, den verklagten Theil durch angemeſſene 

ae ner nis we de Zwangsmittel anzuhalten, vor dem Kollegium oder deſſen Kommiſſarius (SS. 20. 

ans I, f. de Sab. 22. bis 24. 32.) zu erſcheinen, um über den Hergang der Sache vernommen zu 

ge gacele gu, werden, wenn es ſolches zur Erforſchung der Wahrheit für angemeſſen erachtet. 

R : F. 46. 

2 Die rechtlichen Folgen des Ausbleibens des edictaliter vorgeladenen ver⸗ 

* en ei, flagten Theils find nach den beſtehenden Vorſchriften zu beurtheilen. 

=’ 8. 47. | 
In Anſehung derjenigen Thatſachen, welche nicht zur Feſtſtellung des 

Klagegrundes (Ss. 39 — 44.) dienen follen, wird an den beſtehenden Beweis⸗ 

regeln nichts geaͤndert. 


§. 48. 

2) Zweite In⸗ Auf die rechtzeitig angemeldete Appellation iſt ein Termin zur Rechtfer⸗ 
rg tigung derſelben, und wenn dieſe erfolgt iſt, zur Beantwortung der Rechtferti⸗ 
c ae, Fer gung vor einem Deputirten des Gerichts erſter Inſtanz anzuberaumen. 
3. Sele und 2 5 = 
1 Von der Rechtfertigung der Appellation und deren Beantwortung gilt 
Gyyetcat erg. Alles, was in den ss. 16. und 17. Über die Klage und Klagebeantwortung "ber 
, aum ſtimmt iſ. 

* 7 ) i 2 $. 50. 
rr Bit Aypesat nee ange nn Dr PL PEEREO TI rn 
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§. 50. 

Hiernaͤchſt gehen die Akten an das Gericht zweiter Inſtanz, welches ent⸗ 
weder ſofort erkennt, oder die etwa noͤthige neue Verhandlung oder Beweis⸗ 
aufnahme veranlaßt, aber auch befugt iſt, die Verhandlungen der erſten Inſtanz 
vor ſich wiederholen zu laſſen, wenn es ſolches zu ſeiner Information noͤthig 
findet. 

§. 51. 

Die Vorſchriften ss. 19—47. find auch für das Ehegericht zweiter In⸗ 

ſtanz und für die Verhandlungen vor demſelben maaßgebend. 


§. 52. 0 
In Anſehung der Formen des Verfahrens in dritter Inſtanz verbleibt e) Drüte Zw 
es bei den jetzt beſtehenden Vorſchriften. Der Staatsanwalt hat in dritter . 
Inſtanz ſeine Antraͤge und Erklaͤrungen ſchriftlich einzureichen. 3 ge, ee eee e ae 
896: I 79 dL 


§. 53. 

Bis zur Rechtskraft des Eheſcheidungsurtheils kann die Klage zuruͤckge⸗ Gemeinſame 
nommen werden. Die auf dieſe Klage ergangenen Urtheile verlieren alsdann * ge 
in allen Beſtimmungen ihre rechtliche Wirkung, und die Thatſachen, aus wel- Ramen. 
chen geklagt worden, koͤnnen als ſelbſtſtaͤndiger Scheidungsgrund nicht mehr 
geltend gemacht werden. 

§. 54. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen (SS. 16 — 52.) finden auch auf Pro⸗ 
zeſſe Anwendung, wodurch nichtige Ehen von Amtswegen getrennt werden ſollen, 
jedoch mit den Maaßgaben, die daraus folgen, daß in ſolchen Faͤllen der Staats⸗ 
anwalt als Klaͤger und beide Ehegatten als Verklagte anzuſehen ſind. 

Der Staatsanwalt iſt in ſolchen Faͤllen bei Einlegung der Appellation 
und Reviſion an die Friſt von ſechs Wochen gebunden. 

§. 55. 5 

Die Regulirung des Interimiſtikums kann in den geſetzlich dazu geeigne⸗ J) Interimunt⸗ 
ten Faͤllen nachgeſucht werden, ſobald die Anzeige zum Zweck des Suͤhnever⸗ kum. 
ſuchs (S. 10.) erfolgt iſt. 

Der Geiſtliche hat hieruͤber auf Verlangen ein Atteſt zu ertheilen. 

. 56. e 

Zur Regulirung des Interimiſtikums iſt nur das Chegericht erſter 1 di Be 
ſtanz befugt, welches jedoch die Inſtruktion deſſelben kommiſſariſch, namentliche e 9 
durch den perſoͤnlichen Richter, fuͤhren laſſen kann. 3 271 

§. 57. 

Auf das Verfahren dabei finden nicht die in der gegenwaͤrtigen Ver⸗ 

Jahrgang 1844. (Nr. 2462.) 30 ord⸗ 


a 


ordnung für den Eheprozeß vorgeſchriebenen eigenthuͤmlichen Beſtimmungen 
(SS. 16 — 406.), ſondern die beſtehenden Regeln Anwendung. 
§. 58. 
Wenn das Interimiſtikum vor Anftellung der Eheſcheidungsklage feſt⸗ 


geſetzt wird, ſo hat das Ehegericht die Friſten zu beſtimmen, mit deren Ablauf 
es ſeine Kraft verliert, wenn die Klage nicht angeſtellt iſt. 


$. 59. 

Auch erloͤſcht daſſelbe in dieſem Falle, wenn die Klage durch ein Dekret 
zuruͤckgewieſen wird. 
. $. 60. 

Gegen die von dem Ehegerichte ausgeſprochene Feſtſetzung des Interimi⸗ 
ſtikums findet kein Rechtsmittel, auch nicht der Rekurs Statt. 
§. 61. 
B. Beſonde⸗ Der Eheſcheidungsklage wegen boͤslicher Verlaſſung muß, wenn der Auf: 
ten Be enthalt des angeblich abtruͤnnigen Theils bekannt und erreichbar iſt (S. 688. 
br Tit. 1. Th. II. A. L. R.), der Verſuch des perſoͤnlichen Gerichts vorangehen, 
11555 Ber- die Herſtellung des ehelichen Lebens zu bewirken. 


Macs §. 62. 
3 2 Wird das Gericht von dem verlaſſenen Ehegatten deshalb angegangen, 


ſo hat es durch den kompetenten Geiſtlichen oder, ſofern dies wegen Abweſenheit 
eines der Ehegatten unausfuͤhrbar iſt, durch einen andern Geiſtlichen, binnen 
einer dafuͤr zu beſtimmenden Friſt, die ae des ehelichen Zuſammenlebens 
zu verſuchen. 

$. 6: 

Bleibt dieser Verſuch fruchtlos, 10 hat das Gericht dem angeblich ab⸗ 
truͤnnigen Theile die Herſtellung des ehelichen Zuſammenlebens binnen einer 
beſtimmten Friſt anzubefehlen. 

$. 64. 

Ef, wenn dieſe Friſt verftrichen iſt, ohne daß der Befehl befolgt wors 

den, findet die Eheſcheidungsklage Statt. 


§. 65. 
Dieſer Klage muß ein geiſtlicher Suͤhneverſuch (SS: 10 — 14) vorangehen. 
§. 66. 
Die Regulirung des Interimiſtikums kann in Antrag gebracht werden, 
ſobald die gerichtliche Verfuͤgung zur Herſtellung des ehelichen Lebens (S. 63.) 
nachgeſucht wird, und es finden auch hier die SS. 55 — 60: Anwendung. 
§. 67. 
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§. 67. 

Wegen der Nichtbefolgung des gerichtlichen Befehls (Ss. 63. 64.) für 
ſich allein, ſoll das Ehegericht die Eheſcheidung nicht ausſprechen; es ſoll viel⸗ 
mehr, unter Mitwirkung des Staatsanwalts, aus den Umſtaͤnden, und aus den 
nach Befinden zu erfordernden Erklaͤrungen der Parteien, zu ermitteln ſuchen, 
ob in der That eine boͤsliche Verlaſſung vorhanden iſt, oder ob dieſe blos vor- 
gegeben wird. i 

$ 68. 

Iſt der angeblich abtruͤnnige Ehegatte nicht erreichbar (8. 61.), fo bleibt 2) Wennvere- 
es in Betreff des Ediktalverfahrens bei den jetzt geltenden Beſtimmungen nacht min 
(88. 688. u. f. Tit. 1. Th. II. A. L. R.). 5 bar if. 

$. 609. 

Wenn der verklagte Theil auf die an ihn ergangene oͤffentliche Vor⸗ 
ladung des Ehegerichts zuruͤckkehrt und ſich bei demſelben meldet, bevor die Ehe 
rechtskraͤftig geſchieden iſt, fo treten die in den SS. 16 — 60. 64 — 67. aufge 
ftellten Regeln des Eheprozeſſes ein. N 2 

§. 70. 

Eheſcheidungsklagen, welche nicht auf Ehebruch, auf die in den ss. 68. C. Ausig- 

69. erwaͤhnte böslihe Verlaſſung, auf Raſerei oder Wahnſinn, auf grobe mitfinemines 


harter und ſchmaͤhlicher Zuchthausſtrafe beſtrafte Verbrechen, oder darauf ge— ee 
gründet werden, daß der verklagte Theil dem klagenden nach dem Leben getrachtet gründen. 
habe, find zwar nach den Beſtimmungen der SS. 16 — 47. zu behandeln; es foll 
jedoch in ſolchen Prozeſſen nicht ſofort die Eheſcheidung ausgeſprochen, ſondern, 
wenn der Scheidungsgrund zulaͤſſig und hinlaͤnglich feſtgeſtellt iſt, die Publika⸗ 
tion des Erkenntniſſes auf ein Jahr vom Abſchluß der Sache an ausge⸗ 
ſetzt werden. a 
Von dieſer Regel kann jedoch eine Ausnahme eintreten, wenn der Richter 
findet, daß keine Hoffnung zur Ausſoͤhnung vorhanden iſt. 


5. 71 ; 

Wird die Publikation des Erkenntniſſes ausgeſetzt, fo finden auf dieſe 
Zwiſchenzeit und auf das weitere Verfahren die Vorſchriften der ss. 728 — 
730. Th. II. Tit. 1. des Allgemeinen Landrechts Anwendung. 

$. 72. D. Befonde- 


Wenn der roͤmiſch-katholiſche Geiſtliche den Suͤhneverſuch verweigert, mungen für 


weil er die Ehe nicht als kirchlich gültig anerkennt, fo vertritt das über dieſe Ehegatten, 


Weigerung und deren Grund auszuſtellende Atteſt die Stelle des Atteſtes uͤber i lite 
die Fruchtloſigkeit des Suͤhneverſuchs (S. 10.) he angehö- 


u 


| . 7. 
In der Gerichtsbarkeit und dem Verfahren der katholilch⸗geiſtlichen Ge⸗ 
richte wird durch gegenwaͤrtige Verordnung nichts geaͤndert. 


§. 74. 
Alle mit dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehenden geſetlichen Vor⸗ 
ſchriften werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 


$. 75. 
Die gegenwaͤrtige Verordnung findet nur auf diejenigen Prozeſſe An⸗ 
wendung, welche nach dem 1. Oktober d. J. anhaͤngig gemacht werden. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucks 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 28. Juni 1844. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


